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Bericht
aus dem Landtag FRAKTION

im Niedersächsischen Landtag

Parlamentarischer Geschäftsführer

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Finanzmarktkrise, die durch das Fehl-
verhalten von Vorständen weniger börsen-
notierter Unternehmen ausgelöst wurde,
wird voraussichtlich auch Niedersachsen
belasten. Die meisten Unternehmen in
Deutschland sind jedoch inhabergeführt.
Diese sichern mit ihren Firmen Arbeitsplät-
ze und schaffen so für viele Familien in
unserem Land eine sichere Zukunft.
Sicherlich ist es richtig, dass das Risiko-
management bei den Banken mangelhaft
war. Bankenaufsicht, Wirtschaftsprüfern
und Ratingagenturen fehlte bei der Beur-
teilung von neuen kreativen Finanzmarkt-
produkten schlichtweg  der Überblick.

Deshalb war es notwendig, dass der Staat
einen Ordnungsrahmen setzt und interve-
niert. Die Finanzmarktkrise entstand nicht
durch zu viel Freiheit oder zu wenig Staat,
sondern durch zu wenig Beachtung von
Wertmaßstäben für unternehmerisch ver-
antwortliches Handeln in einer sozialen
Marktwirtschaft.

Die Finanzmarktkrise darf nicht die Stun-
de der Populisten werden, sondern die Stun-
de der Realisten, die die Chancen und Risi-
ken einer sozialen Marktwirtschaft ausba-
lancieren. Die Akzeptanz unserer sozialen
Marktwirtschaft darf nicht gefährdet wer-
den. Weder die Linken noch die ganz Lin-
ken in der SPD dürfen am Ende die Gewin-
ner ordnungspolitischer Verwerfungen
sein, indem sie eine neue sozialistische
Ordnungspolitik auf den Weg bringen. Wir
brauchen nicht mehr Staat, sondern mehr
Verantwortung, die auch wahrgenommen
werden muss.

Eine unterhaltsame und interessante
Lektüre wünscht Ihnen

Die CDU-Land-
tagsfraktion hat in
der Aktuellen
Stunde im Nieder-
sächsischen Land-
tag den Bildungs-
gipfel von Dresden
thematisiert. Der

stellvertretende CDU-Fraktions-
vorsitzende Karl-Heinz Klare hob
hervor, dass noch niemals zuvor so
eine hochkarätig besetzte
Bildungskonferenz stattgefunden
hätte: „Man muss sich klar ma-
chen, was dort passiert ist: Alle
Ministerpräsidenten haben sich
nach intensivster Vorbereitung
mit den zentralen Fragen von Bil-
dung auseinandergesetzt und ge-
meinsame Beschlüsse gefasst. Die
Ministerpräsidenten bestimmen
die Richtlinien der Politik. Das
heißt, jetzt ist das, was dort be-
schlossen und auf den Weg ge-
bracht wurde, Maßstab des politi-
schen Handelns für alle Landesre-
gierungen und für die Bundesre-
gierung“.

Chancen des Bildungsgipfels für Niedersachsen nutzen
Karl-Heinz Klare: „Bund muss mehr in Bildung investieren“

Von Dresden sei das Signal aus-
gegangen, dass in Deutschland
das bestmögliche Bildungsan-
gebot bereitgestellt werden sol-
le. „Jeder Einzelne soll in die Lage
versetzt werden, seine Lebens-
planung in eigener Verantwor-
tung gestalten zu können. Jedem
Menschen muss unabhängig von
seiner Herkunft der bestmögli-
che Start in s Leben und Aufstieg
durch Bildung ermöglicht wer-
den“, sagte Karl-Heinz Klare.
Allerdings sei spätestens nach
dem Dresdner Bildungsgipfel
klar: Bildung ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. Zwar
gebe Niedersachsen in seinem
Landeshaushalt bereits 18,6 Pro-
zent für Bildungsfragen aus, dies
reiche jedoch nicht. „Wenn der
Bund eine gemeinsame Verant-
wortung darstellt, dann fordern
wir von ihm auch, diese finanzi-
ell zu unterlegen“, so der CDU-
Bildungsexperte.

Qualifizierungsinitiative für Deutschland: Bundeskanzlerin Angela Merkel und
die Ministerpräsidenten der Länder haben beim Bildungsgipfel in Dresden die
Weichen für eine bessere Bildungspolitik gestellt.
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Mit allen Mitteln: Polizeibeamte begutachten einen hochgebogenen Schienen-
abschnitt zwischen Lüneburg und Hitzacker (Kreis Lüchow-Dannenberg). Trotz
dieser gewalttätigen Aktion erreichte auch der elfte Atommüll-Transport von der
französischen Wiederaufarbeitungsanlage La Hague sicher das Zwischenlager in
Gorleben.

 Foto: Picture-alliance

Der CDU-Fraktionsvorsitzende
David McAllister hat im Nieder-
sächsischen Landtag betont,
dass Deutschland als Industrie-
land auf eine zuverlässige
Energieversorgung angewiesen
ist. Die Energieversorgung müs-
se bezahlbar, versorgungssicher
und ökologisch verträglich sein.
„Die CDU setzt auf Energie-
effizienz, Energieeinsparung und
auf einen technisch wie wirt-
schaftlich innovativen Energie-
mix. Dazu zählen erneuerbare
Energien und fossile Energieträ-
ger“, erklärte David McAllister.

CDU setzt auf Innovation und
Energiemix

Um jedoch die Versorgungs-
sicherheit zu garantieren und die
ehrgeizigen Klimaschutzziele zu
erreichen, könne für eine Über-
gangszeit auf den Beitrag der
Kernenergie nicht verzichtet
werden. Der CDU-Fraktionsvor-

Zum Castortr ansport
David McAllister: „Die Energieversorgung in Deutschland muss
bezahlbar, versorgungssicher und ökologisch verträglich sein“

sitzende bezeichnete es als
sachfremd, wenn die Frage der
Restlaufzeiten der deutschen
Kernkraftwerke mit der Endlager-
frage verknüpft werde. „Wir müs-
sen jetzt verantwortlich handeln.
Deshalb muss Gorleben ergebnis-
offen als Endlagerstandort zu
Ende erkundet werden. Das Mo-
ratorium ist aufzuheben.“

Gorleben ergebnisoff en weit er
erkunden

David McAllister sprach den rund
15.000 friedlichen Demonstran-
ten seinen Respekt für deren En-
gagement aus. Scharf kritisierte
er jedoch die gewalttätigen Pro-
teste einer kleinen Minderheit
der Demonstranten: „Stein- und
Flaschenwürfe sind gefährliche
Körperverletzungen, Sitzblocka-
den, Anheftungsaktionen und
Betonpyramiden sind Nötigung
und ein schwerer Eingriff in den
Straßen- und Schienenverkehr.“

Es sei richtig, wenn die Landes-
regierung darüber nachdenke,
ob und wie die durch Straßen-
und Gleisblockaden verursach-
ten Kosten auf die Verursacher
umgelegt werden könnten. Als
besonders befremdend emp-
fand der CDU-Fraktionsvor-
sitzende, dass einzelne Abge-
ordnete von Bündnis 90/Grüne
und Linke aufgerufen hatten,
das erteilte Versammlungs-
verbot entlang der Transport-
strecke zu ignorieren.

Lob  für Polizeieinsatz

Der Polizei dankte David
McAllister für ihren Einsatz und
bescheinigte ihr, konsequent,
umsichtig und angemessen ge-
arbeitet zu haben. Den rund 50
verletzten Polizisten wünschte
er im Namen der CDU-Fraktion
eine gute Genesung.

Besonders die Grünen seien in
ihrer Haltung zu den
Castortransporten unglaubwür-
dig. „Während ihrer sieben-
jährigen Regierungszeit auf
Bundesebene hielten sich die
Grünen bei den damals durch-
geführten Castortransporten
auffällig zurück. Jetzt, wo sie
feststellen, dass die Linke sich
anschickt, ihnen  in den Reihen
der Bürgerinitiativen den Rang
abzulaufen, versuchen sie sich
wieder an die Spitze der Bewe-
gung zu setzen. Verantwortli-
ches Handeln sieht anders aus“,
so der CDU-Fraktionsvor-
sitzende abschließend.
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Niedersachsen und Sachsen-An-
halt wollten den Bund zu einem
stärkeren Engagement beim Aus-
bau der Autobahnen in
Norddeutschland drängen. Das
sagten die beiden CDU-Minister-
präsidenten Christian Wulff und
Wolfgang Böhmer nach einer ge-
meinsamen Kabinettssitzung
beider Länder in Wolfenbüttel.
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Landeschefs drängen auf Autobahnausbau
Es gehe darum, die A14 von
Magdeburg nach Schwerin sowie
die A39 zwischen Lüneburg und
Wolfsburg schnellstmöglich fer-
tig zu stellen, erklärte Minister-
präsident Christian Wulff. Die
betroffenen Regionen seien auf
die wirtschaftlichen Impulse
durch den Autobahn-Ausbau an-
gewiesen.

„Das Recht der Frauen zu wählen, ist
nicht etwas Zusätzliches oder gar
ein Zugeständnis. Es ist ein selbst-
verständliches Recht innerhalb einer
demokratischen Grundordnung, das
viel zu lange verwehrt wurde.“ Mit
diesen Worten eröffnete die
Landtagsvizepräsidentin Astrid
Vockert (CDU) eine Feierstunde im
Niedersächsischen Landtag an-
lässlich des 90. Jahrestages der Ein-
führung des Frauenwahlrechts in
Deutschland.

Dieser Zeitraum von 90 Jahren sei
untrennbar mit dem Kampf der Frau-
en für mehr Gleichberechtigung und
Chancengleichheit verbunden. Um
ihre politische Gleichberechtigung
zu erreichen, hätten die Frauen Mut,
Ausdauer und Fantasie gebraucht.
In den vergangenen Jahrzehnten ha-

90 Jahre Frauenwahlrecht
Astrid Vockert: „Ein selbstverständliches Recht, das viel zu lange verwehrt
wurde“

ben Frauen in der Politik erkennbar
aufgeholt. Insbesondere in Parteien,
Parlamenten und Regierungen
konnten sie ihren Anteil sowie ihre
Akzeptanz spürbar steigern. Verant-
wortlich dafür sind zum einen
sozialstrukturelle Veränderungen.
Zum anderen ist aber auch ein
Bewusstseinswandel - ein Wille zum
Umdenken – gegeben“, erklärte
Astrid Vockert.

Handlungsbedarf sieht die
Landtagsvizespräsidentin aber vor
allem noch bei Stichworten wie etwa
Frauen in Führungspositionen, den
Verdienstmöglichkeiten oder bei
der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf. „Eine zukunftsorientierte Po-
litik wird nicht umhinkommen, noch
bestehende Ungleichgewichte aus-
zutarieren und für die gleichberech-

tigte Teilbabe einzutreten“. Alle sei-
en  gefordert - Männer und Frauen -
hierfür Verantwortung zu überneh-
men. Astrid Vockert: „Das sind wir
dem Vermächtnis der politisch han-
delnden Frauen der ersten Stunde
das  sind wir uns selbst und das sind
wir der nachfolgenden Generation
für eine zukunftsweisende Politik
schuldig.

Die Ministerinnen Elisabeth Heister-
Neumann (l.) und Mechthild Ross-
Luttmann (r.) bedanken sich nach der
Rede  bei Landtagsvizepräsidentin
Astrid Vockert (m.)

Ausgewählte Daten auf dem Weg zum
Frauenwahlrecht

1789-1793
Im Zuge der Französischen Revolution bil-
den sich erste Frauenclubs. Sie fordern
volle Bürgerrechte für Frauen, die Gleich-
stellung von Mann und Frau und das Frau-
enstimmrecht.
1865
In Leipzig gründen Luise Otto-Peters und
andere Frauen den (bürgerlichen) „Allge-
meinen Deutschen Frauenverein“. Sie for-
dern die Erschließung aller Bildungs-
möglichkeiten für Frauen, Recht und An-
spruch auf Arbeit und Art und das Recht
der freien Berufswahl.
1900
Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) tritt in
Kraft. Mit seinen Regelungen zu Ehe und
Familie verankert es die Rechtsstellung
der Frau im Sinne der patriarchalischen
Tradition, d.h. dem Ehemann kommt das
Entscheidungsrecht in allen Fragen des
Ehe- und Familienlebens zu.
1908
Das neue Reichsvereinsgesetz lässt Frau-
en zu politischen Vereinen zu.
1918
Frauen erhalten am 30. November das ak-
tive und passive Wahlrecht, verankert in
Art. 109 Abs. 2 der Weimarer Verfassung
vom 01.08.1919: „Männer und Frauen ha-
ben grundsätzlich dieselben Rechte und
Pflichten“.

Stimmungsvoller Rahmen: Die Landesregierungen von Niedersachsen und
Sachsen-Anhalt kamen am 28.10.2008 zu ihrer achten gemeinsamen Kabinetts-
sitzung seit 1991 in der Augusteerhalle der Herzog-August-Bibliothek in
Wolfenbüttel zusammen.
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Die Landtags-
fraktionen von
CDU und FDP ha-
ben sich für einen
klaren ordnungs-
politischen Rah-
men ausgespro-
chen, um CO2-

Emissionen zu reduzieren und die
Energieeffizienz zu steigern. Es müs-
se sich für Unternehmen lohnen, ih-
ren Energiebedarf zu reduzieren. In
einem gemeinsamen Entschließ-
ungsantrag befürworten CDU und
FDP die Initiative der Dienstleis-
tungsgesellschaft der Nieder-
sächsischen Wirtschaft (DNW), mit
der „Transferzentren Energie-
effizienz“ in Niedersachsen einge-
führt werden sollen. Die Transfer-
zentren sollen in erster Linie für den
Erfahrungsaustausch zwischen den
Unternehmen sorgen. Darüber hin-
aus sollen sie Hilfestellung leisten,
unter anderem um Energie-
managementsysteme einzuführen,
mögliche Energieeinsparmaßnah-
men zu identifizieren oder Energie-
lieferverträge anzupassen.

„Der Energieeffizienz gerade in In-
dustrie und Gewerbe wird eine
immer stärkere Bedeutung zukom-
men. Der Anteil am Gesamt-
stromverbrauch dieser Sektoren
liegt bei etwa 60 Prozent. Wenn es
uns gelingt, die Energieeffizienz zu
verbessern, werden so nicht nur
Treibhausgasemissionen vermie-
den, sondern über den reduzierten
Energieverbrauch auch betriebliche
Kosten eingespart“, erklärte der
stellvertretende CDU-Fraktionsvor-
sitzende Karl-Heinrich Langspecht.

Klimaschutz durch Energie-
eff izienz in Industrie und
Gewerbe

Karl-Heinrich Langspecht: „Transfer-
zentren geben wertvolle Impulse“

 „Aufgrund der
in den letzten
J a h r z e h n t e n
kontinuierlich
g e s t i e g e n e n
Arztzahlen ist
die vertrags-
ärztliche Ver-
sorgung in

Niedersachsen sichergestellt. Es
gibt derzeit in keinem Planungs-
bereich eine hausärztliche Unter-
versorgung, wenngleich die War-
tezeiten mitunter erheblich sein
können. Jedoch ist es notwendig,
die ärztliche Versorgung in
Niedersachsen auch künftig si-
cherzustellen“, betonte die stell-
vertretende CDU-Fraktionsvor-
sitzende Heidemarie Mundlos.
Kernpunkt eines gemeinsamen
Antrages, den CDU und FDP in
den Niedersächsischen Landtag
eingebracht haben, bildet daher
die Bitte an die Landesregierung,
dem Landtag bis zum 31.12.2009
zu berichten, mit welchen Maß-
nahmen die Sicherung der haus-
ärztlichen Versorgung durch die
Kassenärztliche Vereinigung un-
terstützt werden kann.

Die Ergebnisse von Gesprächen,
die die Sozialministerin
Mechthild Ross-Luttmann mit
den maßgeblichen Interessen-
vertretern führt, sollen in den Be-
richt einfließen.   „Die Menschen
müssen sicher sein, dass sie in zu-
mutbarer Entfernung von Haus-
und Fachärzten behandelt wer-
den können. Dafür setzt sich die
Regierungskoalition ein“, so
Heidemarie Mundlos abschlie-
ßend.

CDU und FDP starten
parlamentarische
Initia tiv e
Heidemarie Mundlos: „Hausärztliche
Versorgung im ländlichen Raum
sichern“ Die CDU-Landtags-

fraktion hat die jetzt
von der Bundesre-
gierung geplante
Reform der Erb-
schaftsteuer als gu-
ten Kompromiss be-
zeichnet. „Für uns
war immer wichtig,

dass die Erbschaftsteuer nicht zu un-
tragbaren Belastungen für Familien-
unternehmen und Eigentümer
selbst genutzter Immobilien führen
darf. Dieses Ziel ist erreicht wor-
den“, stellte der CDU-Landtagsab-
geordnete Reinhold Hilbers wäh-
rend einer Debatte im Nieder-
sächsischen Landtag fest.

Wohneigentum soll nach den Plänen
der Bundesregierung komplett von
der Erbschaftsteuer befreit werden,
wenn der Ehepartner oder Kinder
weiter in der Immobilie wohnen.
Daneben gibt es weitere Freibeträ-
ge. Außerdem sollen die Erben von
Firmen keine Erbschaftsteuer zah-
len, wenn der Betrieb im Kern zehn
Jahre weitergeführt wird und eine
bestimmte Zahl an Arbeitsplätzen
erhalten bleibt. Wenn die Substanz
des Unternehmens nur sieben Jahre
lang weitergeführt wird, werden 15
Prozent Steuer fällig. Das Aufkom-
men aus der Erbschaftsteuer von
vier Milliarden Euro soll den Ländern
erhalten bleiben.

„Das lange Ringen um eine gute Lö-
sung hat sich gelohnt. Die Große
Koalition hat erneut bewiesen, dass
sie auch bei schwierigen Sachverhal-
ten tragfähige Kompromisse erzie-
len kann. Die Reform der Erbschaft-
steuer bedeutet eine enorme Stär-
kung der Familienbetriebe“, so Rein-
hold Hilbers abschließend.

Debatt e über Reform der
Erbschaftsteuer

Reinhold Hilbers: „Große Koalition
findet tr agfähigen Kompromiss“
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Anlässlich der
bundesweiten
Schülerdemon-
strationen am
12. September
2008 haben
sich die Land-
tagsfraktionen

von CDU und FDP während einer
Debatte im Nieder-
sächsischen Landtag
zur Demonstrations-
freiheit bekannt. „Die-
ses Grundrecht gilt für
alle. Auch Schüler ha-
ben das Recht, ihre
Meinung kund zu tun“,
unterstrich der Parla-
mentarische Ge-
schäftsführer der CDU-
Fraktion, Dr. Bernd
Althusmann.

Jede Demonstration
müsse jedoch friedlich
erfolgen. Gesetzliche
Beschränkungen seien einzuhal-
ten.  Zu dieser gesetzlichen   Be-
schränkung gehöre das Nieder-
sächsische Bannmeilengesetz.
„Es ist keineswegs akzeptabel,
dass von der Demonstration in
Hannover eine noch nie da gewe-
sene Verletzung der Bannmeile
ausging, bei der Steine geworfen
und Fenster des Landtags-

Dr. Bernd Althusmann: „Demokratisch gewählte Abgeordnete
müssen ungestör t von außen im Parlament ihrer Arbeit
nachgehen können“

gebäudes zerstört worden sind.
Leider wurde die Schüler-
demonstration offenbar von ex-
tremen politischen Gruppierun-
gen missbraucht“, sagte der CDU-
Politiker.

Angriff auf freie Meinungsbildung

Demokratisch gewählte Abgeord-
nete müssten ungestört von
außen im Parlament ihrer Arbeit
nachgehen können. Es müsse
jederzeit gewährleistet sein, dass
die Abgeordneten ohne Sorge um
ihr körperliches Wohlbefinden

den Landtag betreten oder verlas-
sen können. „Die Verletzung der
Bannmeile ist ein nicht hin-
nehmbarer Angriff auf die freie
Meinungsbildung eines frei ge-
wählten Landtages und damit
eine Beeinträchtigung unserer de-
mokratischen Grundordnung“,
stellte der Parlamentarische Ge-
schäftsführer fest. Dr. Bernd
Althusmann bezeichnete es als
„bedauerlich“, dass friedliche

Schülerinnen und Schüler
von radikalen Gruppie-
rungen im Rahmen dieser
Demonstration miss-
braucht worden sind. Wer
wie diese von ‚Bildungs-
terror bekämpfen’ spricht,
verliere jedes Maß. Der
CDU-Politiker kritisierte,
dass einzelne Abgeordne-
te der Linken dieses Ver-
halten offenbar noch un-
terstützt hätten. Nach
vorliegenden Berichten

soll sogar ein Abgeordneter der
Linken einen Polizeibeamten ver-
letzt haben. Das sei nicht zu tole-
rieren. „Es ist wünschenswert,
wenn nunmehr von den Schüler-
innen und Schülern, die an der De-
monstration in Hannover teilge-
nommen haben, das Versamm-
lungsrecht und der Sinn einer
Bannmeile im Unterricht einmal
ernsthaft erörtert werden könn-
te“, so Dr. Bernd Althusmann ab-
schließend.

Die Errichtung einer Bannmei-
le rund um das Parlament soll
die Abgeordneten vor dem
„Druck der Straße“ schützen
und ihre Entscheidungs-
unabhängigkeit gewährleisten.
Innerhalb des von der Bann-
meile gekennzeichneten Berei-
ches sind nach Paragraf 1 des
Niedersächsischen Bann-
meilengesetzes „öffentliche

Was ist eine Bannmeile?
Versammlungen unter freiem
Himmel und Aufzüge verbo-
ten“. Der Schutz des Parlaments
durch eine Bannmeile wurde
erstmals 1848 von der Frankfur-
ter Nationalversammlung be-
schlossen.

Bei Verstößen gegen das
Demonstrationsverbot inner-
halb der Bannmeile greift das

Unterwanderung: Unter die friedlichen Schüler mischten
sich bei der Demonstration in Hannover auch linke
Gruppierungen.
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Strafgesetzbuch. Es sieht in Pa-
ragraf 106 a in diesem Fall eine
Freiheitsstrafe bis zu sechs Mo-
naten oder eine Geldstrafe von
bis zu 180 Tagessätzen vor.

Wer zu Demonstrationen inner-
halb der Bannmeile auffordert,
kann zu einer Freiheitsstrafe bis
zu zwei Jahren oder zu einer
Geldstrafe verurteilt werden.
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Fast zwanzig Jahre Partei-
geschichte der CDU in Nieder-
sachsen waren persönlich vertre-
ten: Josef Stock, Christian Wulff
und David McAllister. Der amtie-
rende CDU-Landesvorsitzenden
und seine beiden Vorgänger
machten die letzten zwei Jahr-
zehnte der Landespartei lebendig.
Anlässlich der Präsentation des
Buches „Die CDU in Nieder-
sachsen – Eine Chronik“ in der
CDU-Landesgeschäftsstelle in
Hannover gaben sie eine
Geschichtsstunde der besonde-
ren Art.

CDU hat maßgeblich Geschichte
Niedersachsens  geprägt

Im Beisein vieler ehemaliger und
aktiver Amts- und Funktions-
träger in Niedersachsen - allen
voran der frühere Nieder-
sächsische Ministerpräsident Dr.
Ernst Albrecht - eröffneten die
drei Landesvorsitzenden unter-

60 Jahre CDU in Niedersachsen - neue Chronik präsentier t

haltsame Einblicke in die
vergangenen Jahre und Jahrzehn-
te der Niedersachsen-CDU. Ihr
gemeinsamer Tenor: „Die CDU in
Niedersachsen hat die Geschich-
te des Landes in den vergangenen
60 Jahren maßgeblich geprägt.“

Die vorliegende Chronik sei dafür
ein lesenwerter Beleg und eine
spannende Hintergrundlektüre.

„Wer Niedersachsen verstehen
will, muss die Chronik der CDU in
Niedersachsen gelesen haben“,
sagte David McAllister, seit Juni
2008 CDU-Landesvorsitzender.

Viele persönliche Anekdoten...

In akribischer Recherchearbeit
bei unzähligen Archivbesuchen
ist dem Autor Rolf Zick ein Ge-
schichtsbuch mit Ausnahme-
charakter gelungen. Nicht nur
harte Fakten und Daten  bestim-
men die 360 bedruckten Chronik-
Seiten über die vergangenen
sechs Jahrzehnte Partei-
geschichte. Es sind vor allem die
vielen persönlichen Anekdoten
und kleinen „Geschichten hinter
der Geschichte“, die den Rück-
blick zu einem aufschlussreichen
wie unterhaltsamen Lese-
vergnügen machen. Rolf Zick, der
lange Jahre als Journalist in
Niedersachsen tätig war und Eh-
renvorsitzender der Landes-
pressekonferenz in Nieder-
sachsen ist, hat mit seinen Auf-
zeichnungen eine lebendige Erin-
nerung an 60 Jahre politischer
Gestaltungskraft der CDU in
Niedersachsen geschaffen. 

...bieten ein aufschlussreiches
Lesevergnügen

Die Chronik über die Geschichte
der CDU in Niedersachsen wur-
de unter der Leitung von Dr.
Günter Buchstab vom Archiv für
Christlich Demokratische Politik
der Konrad-Adenauer-Stiftung,
die das Buch auch herausgibt, 
wissenschaftlich begleitet.

60 Jahre Parteigeschichte in einem Buch: CDU-Landesvorsitzender David
McAllister ( 2. v. r.) präsentierte die Chronik über die CDU in Niedersachsen
im Beisein von Ministerpräsident a. D. Ernst Albrecht (l.), des Autoren Rolf
Zick (2. v. l.) und von Ministerpräsident Christian Wulff.

Das Buch „Die CDU in Nieder-
sachsen - Eine Chronik“  können
Sie entweder im Buchhandel un-
ter der ISBN-Nummer: 978-3-
940955-28-9, bei der CDU in
Niedersachsen, Telefon: 05 11 -
27 99 1-0 oder bei der Konrad-
Adenauer-Stiftung,  Telefon:
05  11- 4 00 80 9 80 bestellen.
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+++ Kurznachrichten +++ Ku

Tagung der
innenpolitischen Sprecher
Auf ihrer Konferenz am 7./8.11.2008
in Koblenz forderten die innenpoli-
tischen Sprecher der Unions-
fraktionen von Bund und Ländern,
dass das „Gesetz zur Abwehr von
Gefahren des internationalen Terro-
rismus durch das Bundeskriminal-
amt“ schnellstmöglich verabschie-
det werden muss. Das BKA soll mit
der Novelle die erforderlichen In-
strumente erhalten, um Aufgaben
der Gefahrenabwehr im Bereich des
internationalen Terrorismus ausfüh-
ren zu können. Vorgesehen sind
Präventivbefugnisse, die die Landes-
polizeien bereits heute haben. Neu
ist die Befugnis zur Online-Durchsu-
chung, die unter engen Vorausset-
zungen grundsätzlich nur auf rich-
terliche Anordnung ermöglicht wird.
Diese Ergänzungen des BKA-Geset-
zes sind maßgebliche Bausteine der
Sicherheitsarchitektur des Bundes.

Tagung der
energiepolitis chen Sprecher
Die Kfz-Steuer soll ab spätestens 1.
April 2009 nicht mehr am Hubraum
des Fahrzeugs, sondern an der CO2-
Emmission bemessen werden. Dies
sieht das Thesenpapier „Sindelfinger
Erklärung“ vor, das die energie-
politischen Sprecher der Unions-
fraktionen der Länder bei einem
Treffen in Sindelfingen am
27.10.2008 beschlossen haben.
Weiterhin fordern die Unions-
politiker besonders schadstoffarme
Autos befristet von der Kfz-Steuer
zu befreien. Darüber hinaus spra-
chen sich die Energiepolitiker der
Unions-Fraktionen für einen intelli-
genten Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur ein. Für den
Wirtschaftsstandort Deutschland
sei eine moderne Verkehrs-
infrastruktur von herausragender
Bedeutung. Dazu gehörten leis-
tungsfähige Autobahnen und Bun-
desstraßen.

Hamburger Bundeswehrstudenten treff en
niedersächsische Politik er

Auf Einladung des CDU-Landtagsab-
geordneten Heiner Schönecke (l.)
erlebten vier Bundeswehr-
hochschüler hautnah politische Wei-
terbildung. Zu einem Besuch in Han-
nover waren angetreten: Leutnant
des Heeres Nadir Attar aus Emden
(2. v. l.), Leutnant der Luftwaffe
Michael Netter (3. v. l.)und Leutnant
der Luftwaffe Martin Pfeiffer (3. v.
r.), beide aus Göttingen, und Leut-

Mehr Bits und Bytes für Niedersachsen

Mitglieder des gemeinsamen
Arbeitskreises Wirtschaft der
Landtagsfraktionen von CDU
und FDP sowie aus dem Um-
welt- und dem Landwirt-
schaftsausschuss haben sich im
Breitband-Kompetenz-Zen-
trum in Osterholz-Scharmbeck
über die Internetverfügbarkeit
in Niedersachsen informiert.

Die DSL-Experten Peer
Beyersdorff, Dr. Derek Meier und
Lars Niemieczek erläuterten die
Arbeit des Zentrums und erklär-
ten statistische und geografische
Ergebnisse ihrer bisherigen Auf-
träge. Ferner wurden Lösungs-
wege für Verbindungsdefizite mit
den Abgeordneten diskutiert.

nant zur See Robert Ehrenfort aus
Buchholz (2. v. r.). Nach dem Besuch
einer Landtagssitzung trafen sich
die jungen BWL- und Politik-Studen-
ten von der Bundeswehrhochschule
Hamburg mit den Fraktionsvor-
sitzenden von CDU und FDP, David
McAllister (m.) und Dr. Philipp
Rösler (r.) zu einem kurzen Ge-
spräch.
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I M P R E S S U M

CDU- Fraktion
im Niedersächsischen Landtag

Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1
30159 Hannover

Verantwortlich:
Joachim Anlauf,  Pressesprecher
Sabine Busse,  Sekretariat Presse

Telefon (05  11) 30 30 - 41 18
Telefax (05  11) 30 30 - 48 54

Joachim.Anlauf@lt.niedersachsen.de

Te r m i n e

P e r s ö n l i c hDer BL stellt an dieser Stelle die neuen Landtagsabgeordneten in der
CDU-Fraktion vor.

Als Quereinsteiger im Landtag
bringt Clemens Lammerskitten die
Erfahrungen eines erfolgreichen
Berufslebens nun in die Politik ein.

Name:
Clemens Lammerskitten
Geburtsdatum:
27.04.1957
Familienstand:
verheiratet, 2 Kinder
Beruf :
Verwaltungsangestellter
Ausschüsse:
Ausschuss für Soziales, Frauen, Fa-
milie und Gesundheit; Ausschuss für
Rechts- und Verfassungsfragen
Wahlkreis:
75 Bramsche
Erststimmenergebnis:
43,8 Prozent
Kontakt:
Niedersachsenstr. 16
49134 Wallenhorst
Tel.: 05407/8146558
Fax: 05407/8146556
E-mail:
clemens-lammerskitten@t-
online.de
www.clemens-lammerskitten.de

Warum ich mich landespolitisch
engagiere?
Als Abgeordneter, der mit 50 Jahren
in den Landtag gewählt wurde, bin
ich ja sozusagen ein Spätzünder -
und irgendwie hat mich gerade das
motiviert. Denn es ist wichtig, dass
auch Menschen, die keine politi-

W
Montag, 17. November 2008, ganztägig
Haushaltsklausurtagung  der CDU-Fraktion
Ort: Niedersächsischer Landtag

Dienstag, 18. November 2008, halbtägig
Haushaltsklausurtagung  der CDU-Fraktion
Ort: Niedersächsischer Landtag

Dienstag,  9. Dezember  2008 bis
Freitag, 12. Dezember 2008,
jeweils ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

schen Mandate oder Funktionen
ausüben, ihre Erfahrungen in den
Landtag einbringen.

Welches politische Ziel möchte ich
innerhalb dieser Legislaturperiode
verwir klichen?
Gesundheitspolitik ist eines meiner
zentralen Themen. Deshalb möchte
ich dazu beitragen, die medizinische
Nahversorgung aufrecht zu erhalten
und wo nötig auszubauen. Gerade
im ländlichen Bereich müssen wir
diese Versorgung in den kommen-
den Jahren sicher stellen.

Tipp für Urlaubsreisen:
Wohin es im Urlaub geht, ist für
mich zweitrangig.  Hauptsache, wir
verreisen im Wohnmobil und haben
unsere Fahrräder dabei! Auf diese
Weise habe ich auch und gerade in
unserem Bundesland schon viele
wunderschöne Ecken entdeckt. Kein
Wunder, denn Niedersachsen hat
von Bergen bis Meer alles zu bieten!

Ein Treffen mit hohen Tieren gab es
im Zoo Hannover für die Mitglieder
des Arbeitskreises Wirtschaft der
Fraktionen von CDU und FDP im
Niedersächsischen Landtag. Zoo-
direktor Klaus-Michael Machens

Wir tschaftspolitik er treff en hohe Tiere

führte die Politiker über die Anlage
und diskutierte mit ihnen unter an-
derem über die Folgen des geplan-
ten Landesvergabegesetzes für sei-
nen Zoo.


